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Wir laden unsere Aktionäre zu der am Dienstag, 14. Juli 2020,  
10:00 Uhr, ausschließlich als virtuelle Hauptversammlung ohne 
physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten statt-
findenden 

ordentlichen Hauptversammlung 
 
ein.

HINWEIS: 
Die ordentliche Hauptversammlung am 14. Juli 2020 wird  
vor dem Hintergrund der aktuellen COVID-19-Pandemie gemäß Art. 
2 § 1 Abs. 2 i.V.m. Abs. 6 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen 
der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrens-
recht vom 27. März 2020 (im Folgenden: „COVID-19-Gesetz“) ohne 
physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 
als virtuelle Hauptversammlung abgehalten.

Bitte beachten Sie dazu die Hinweise in Abschnitt IV. unter „Weitere 
Angaben zur Einberufung und Hinweise zur Hauptversammlung“.

Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes sind die 
Geschäftsräume der Gesellschaft, Maximilianstraße 10, 68165 
Mannheim. 

1.  Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des Lage-
berichts (einschließlich der Erläuterungen zu den Angaben 
nach § 289a Abs. 1 Handelsgesetzbuch) für das Geschäftsjahr 
2019/20, des gebilligten Konzernabschlusses und des Konzern-
lageberichts (einschließlich der Erläuterungen zu den Angaben 
nach § 315a Abs. 1 Handelsgesetzbuch) für das Geschäftsjahr 
2019/20 und des Berichts des Aufsichtsrats

2. Verwendung des Bilanzgewinns

3.  Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 
2019/20

4.  Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäfts-
jahr 2019/20

5. Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds 

6.  Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für 
das Geschäftsjahr 2020/21 sowie des Prüfers für eine etwaige 
prüferische Durchsicht von unterjährigen Finanzinformationen

7.  Aufhebung des bestehenden und Schaffung eines neuen geneh-
migten Kapitals (mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Be-
zugsrechts) und Satzungsänderung

8.  Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 
einschließlich der Verwendung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts

9.  Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 
unter Einsatz von Derivaten einschließlich der Verwendung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts

10. Beschlussfassung über Änderungen von § 15 der Satzung 

I. TAGESORDNUNG
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Einladung und Tagesordnung zur ordentlichen Hauptversammlung
Vorschläge zur Beschlussfassung

TOP 1   
Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des Lage
berichts (einschließlich der Erläuterungen zu den Angaben 
nach § 289a Abs. 1 Handelsgesetzbuch) für das Geschäftsjahr 
2019/20, des gebilligten Konzernabschlusses und des Konzern
lageberichts (einschließlich der Erläuterungen zu den Angaben 
nach § 315a Abs. 1 Handelsgesetzbuch) für das Geschäftsjahr 
2019/20 und des Berichts des Aufsichtsrats
Der Aufsichtsrat hat in seiner Sitzung am 11. Mai 2020 den vom Vor-
stand aufgestellten Jahresabschluss und Konzernabschluss bereits 
gebilligt; der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Entsprechend 
den gesetzlichen Bestimmungen erfolgt daher zu diesem Punkt der 
Tagesordnung keine Beschlussfassung.

TOP 2  
Verwendung des Bilanzgewinns
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn der  
CropEnergies AG für das Geschäftsjahr 2019/20 von 27.942.974,00 € 
wie folgt zu verwenden:

Ausschüttung einer Dividende von 0,30 € je Aktie  
auf 87.250.000 Stückaktien  26.175.000,00 € 
Vortrag auf neue Rechnung (Gewinnvortrag) 1.767.974,00 €

Bilanzgewinn  27.942.974,00 €

Bis zur Hauptversammlung kann sich die Anzahl der dividenden-
berechtigten Stückaktien verändern. In diesem Fall wird der Haupt-
versammlung ein entsprechend angepasster Gewinnverwendungs-
vorschlag unterbreitet werden, der eine unveränderte Dividende  
pro dividendenberechtigter Stückaktie sowie einen entsprechend 
angepassten Gewinnvortrag vorsieht.

Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz ist der Anspruch auf  
Auszahlung der Dividende am dritten auf den Hauptversammlungs-
beschluss folgenden Geschäftstag fällig, mithin am 17. Juli 2020.

TOP 3  
Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 
2019/20
Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mitgliedern des Vor-
stands für das Geschäftsjahr 2019/20 Entlastung zu erteilen.

TOP 4  
Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäfts
jahr 2019/20
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2019/20 Entlastung zu erteilen.

TOP 5  
Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds
Das Aufsichtsratsmitglied Dr. Wolfgang Heer, Ludwigshafen am 
Rhein, hat sein Aufsichtsratsmandat am 4. März 2020 niederge-
legt.

Als Nachfolger wurde durch Beschluss des Registergerichts  
Mannheim vom 16.03.2020 Herr Dr. Thomas Kirchberg, Würzburg, 
vorläufig bestellt. Es ist daher ein Aufsichtsratsmitglied für die 
restliche Zeit der laufenden Amtsperiode des derzeitigen Auf-
sichtsrats zu wählen. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, 

Herrn Dr. Thomas Kirchberg 
97074 Würzburg
Diplom-Agraringenieur 
Mitglied des Vorstands der Südzucker AG

– der derzeit gerichtlich bestellt ist – mit Wirkung ab dem Zeit-
punkt der Beendigung der Hauptversammlung am 14. Juli 2020 
für die restliche Zeit der laufenden Amtsperiode des derzeitigen 
Aufsichtsrats, d.h. bis zur Beendigung der Hauptversammlung, 
die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2021/22 beschließen 
wird, als Aktionärsvertreter in den Aufsichtsrat zu wählen.

II. VORSCHLÄGE ZUR BESCHLUSSFASSUNG
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Einladung und Tagesordnung zur ordentlichen Hauptversammlung
Vorschläge zur Beschlussfassung

Der Aufsichtsrat gibt den Wahlvorschlag entsprechend der Emp-
fehlung des Nominierungsausschusses des Aufsichtsrats und 
auf der Grundlage der Anforderungen des Deutschen Corporate 
Governance Kodex sowie unter Berücksichtigung der vom Auf-
sichtsrat für seine Zusammensetzung benannten Ziele ab. 

Der Aufsichtsrat hat sich bei dem vorgeschlagenen Kandidaten 
vergewissert, dass er den für das Amt zu erwartenden Zeitauf-
wand erbringen kann. 

Mandate des vorgeschlagenen Kandidaten in anderen gesetzlich zu 
bildenden Aufsichtsräten:

Mandate des vorgeschlagenen Kandidaten in vergleichbaren in- 
und ausländischen Kontrollgremien:

AGRANA Beteiligungs-AG, Wien/Österreich
Ekosem-Agrar AG, Walldorf 
Freiberger Holding GmbH, Berlin (Vorsitzender)
Südzucker Unterstützungswerk, Frankenthal/Pfalz
Südzucker Versicherungs-Vermittlungs-GmbH, Mannheim

Angaben gemäß der Empfehlung C 13 des Deutschen Corporate 
Governance Kodex:

Herr Dr. Thomas Kirchberg ist Mitglied des Vorstands der Südzucker  
AG; diese ist Konzern-Obergesellschaft und Lieferantin der  
CropEnergies AG.

Weitere Informationen zu dem vorgeschlagenen Kandida-
ten finden Sie auf der Internetseite der Gesellschaft unter:  
 
www.cropenergies.com (Rubrik: Investor Relations / Haupt
versammlung)

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht nach § 8 Abs. 1 der Sat-
zung der CropEnergies AG aus sechs Mitgliedern. Der Aufsichtsrat 
setzt sich gemäß § 96 Abs. 1 und § 101 Abs. 1 Aktiengesetz aus-
schließlich aus Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre zusammen. 

TOP 6  
Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers 
für das Geschäftsjahr 2020/21 sowie des Prüfers für eine 
etwaige prüferische Durchsicht von unterjährigen Finanz
informationen
Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung des Prü-
fungsausschusses gemäß Art. 16 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 
537/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 über spezifische Anforderungen an die Abschlussprüfung bei 
Unternehmen von öffentlichem Interesse und zur Aufhebung des 
Beschlusses 2005/909/EG der Kommission (EU-Abschlussprüfer-
verordnung) – vor, die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, Frankfurt/Main, zum Abschlussprüfer und 
zum Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2020/21 sowie 
zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht von unterjährigen  
Finanzinformationen für das Geschäftsjahr 2020/21 und für das  
1. Quartal des Geschäftsjahrs 2021/22 zu bestellen.

Der Prüfungsausschuss hat in seiner Empfehlung erklärt, dass diese 
frei von ungebührlicher Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine  
Klausel der in Art. 16 Abs. 6 der EU-Abschlussprüferverordnung  
genannten Art auferlegt wurde.

TOP 7  Aufhebung des bestehenden und Schaffung eines neuen 
genehmigten Kapitals (mit der Möglichkeit zum Ausschluss 
des Bezugsrechts) und Satzungsänderung
Die Ermächtigung für das nach § 4 Abs. 3 der Satzung bestehende 
Genehmigte Kapital 2016 ist bis 11. Juli 2021 befristet; es wurde bis-
her nicht in Anspruch genommen. Unter Aufhebung des Genehmig-
ten Kapitals 2016 soll ein neues genehmigtes Kapital in Höhe von 
15.000.000 € – das entspricht rund 17,2 % des bei der Beschluss-
fassung bestehenden Grundkapitals von 87.250.000 € – geschaffen 
werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu 
fassen: 

a)  Das nach § 4 Abs. 3 der Satzung bestehende Genehmigte Kapital 
2016 wird mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des in 
lit. b) und c) nachfolgend bestimmten neuen genehmigten Ka-
pitals im Handelsregister unter Neufassung von § 4 Abs. 3 der 
Satzung aufgehoben.
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b)  Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft 
bis zum 13. Juli 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch 
Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen ganz oder in Teilbeträgen, einmalig 
oder mehrmals um bis zu insgesamt 15.000.000 € zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2020).

  Bei Aktienausgaben gegen Sacheinlagen wird der Vorstand er-
mächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats auszuschließen zur Gewährung von Aktien im Zu-
sammenhang mit (i) Unternehmenszusammenschlüssen, (ii) dem 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unterneh-
mensbeteiligungen (einschließlich der Aufstockung bestehender 
Unternehmensbeteiligungen) oder von anderen mit einem Ak-
quisitionsvorhaben im Zusammenhang stehenden Wirtschafts-
gütern oder (iii) dem Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände 
(einschließlich Forderungen Dritter gegen die Gesellschaft oder 
mit ihr verbundene Unternehmen).

  Wird das Grundkapital gegen Bareinlagen erhöht, ist den Akti-
onären grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Die Aktien 
können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten oder Un-
ternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 Aktiengesetz mit 
der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der 
Gesellschaft zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

  Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn 
der Ausgabebetrag den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft 
gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung 
des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet. Diese Er-
mächtigung gilt nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausge-
gebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht über-
schreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Auf diese Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals 
sind Aktien anzurechnen, die (i) während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
ausgegeben oder veräußert werden und/oder (ii) zur Bedienung 
von Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder Wandlungspflich-
ten aus Wandel-, Options- oder Gewinnschuldverschreibungen 

oder Genussrechten ausgegeben werden bzw. ausgegeben wer-
den können, sofern die vorgenannten Schuldverschreibungen 
oder Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre von der Gesell-
schaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen ausgege-
ben werden.

  Der Vorstand wird zudem ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit 
es erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. Options-
rechten bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausge-
statteten Wandel-, Options- oder Gewinnschuldverschreibungen 
oder Genussrechten, die von der Gesellschaft oder einem mit ihr 
verbundenen Unternehmen ausgegeben werden, ein Bezugsrecht 
auf neue auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft 
in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der 
Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von Wand-
lungspflichten zustehen würde.

  Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
nehmen.

  Die vorstehenden Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugs-
rechts werden unabhängig voneinander erteilt. 

  Weiterhin wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedin-
gungen der Aktienausgabe festzulegen. 

  Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung ent-
sprechend dem Umfang der jeweiligen Kapitalerhöhung aus dem 
Genehmigten Kapital 2020 zu ändern.

c) § 4 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

  „(3) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-
schaft bis zum 13. Juli 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien ge-
gen Bar- und/oder Sacheinlagen ganz oder in Teilbeträgen, einma-
lig oder mehrmals um bis zu insgesamt 15.000.000 € zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2020).
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  Bei Aktienausgaben gegen Sacheinlagen ist der Vorstand er-
mächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats auszuschließen zur Gewährung von Aktien im Zu-
sammenhang mit (i) Unternehmenszusammenschlüssen, (ii) dem 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unterneh-
mensbeteiligungen (einschließlich der Aufstockung bestehender 
Unternehmensbeteiligungen) oder von anderen mit einem Ak-
quisitionsvorhaben im Zusammenhang stehenden Wirtschafts-
gütern oder (iii) dem Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände 
(einschließlich Forderungen Dritter gegen die Gesellschaft oder 
mit ihr verbundene Unternehmen).

  Wird das Grundkapital gegen Bareinlagen erhöht, ist den Akti-
onären grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Die Aktien 
können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten oder Un-
ternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 Aktiengesetz mit 
der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der 
Gesellschaft zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

  Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn 
der Ausgabebetrag den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft 
gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung 
des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet. Diese Er-
mächtigung gilt nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausge-
gebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht über-
schreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Auf diese Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals 
sind Aktien anzurechnen, die (i) während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
ausgegeben oder veräußert werden und/oder (ii) zur Bedienung 
von Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder Wandlungspflich-
ten aus Wandel-, Options- oder Gewinnschuldverschreibungen 
oder Genussrechten ausgegeben werden bzw. ausgegeben wer-

den können, sofern die vorgenannten Schuldverschreibungen 
oder Genussrechte  während der Laufzeit dieser Ermächtigung in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre von der Gesell-
schaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen ausgege-
ben werden. 

  Der Vorstand ist zudem ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit 
es erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. Options-
rechten bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausgestat-
teten Wandel-, Options- oder Gewinnschuldverschreibungen oder 
Genussrechten, die von der Gesellschaft oder einem mit ihr ver-
bundenen Unternehmen ausgegeben werden, ein Bezugsrecht 
auf neue auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft 
in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der 
Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von Wand-
lungspflichten zustehen würde.

  Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
nehmen.

  Die vorstehenden Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugs-
rechts sind unabhängig voneinander erteilt. 

  Weiterhin ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingun-
gen der Aktienausgabe festzulegen.

  Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entspre-
chend dem Umfang der jeweiligen Kapitalerhöhung aus dem Ge-
nehmigten Kapital 2020 zu ändern.“

 Der Bericht des Vorstands zu diesem Tagesordnungspunkt ist in  
Abschnitt III. Berichte an die Hauptversammlung wiedergegeben. 
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TOP 8  
Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb eigener 
Aktien einschließlich der Verwendung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts
Zum Erwerb eigener Aktien bedarf die Gesellschaft, soweit nicht ge-
setzlich ausdrücklich zugelassen, gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktienge-
setz einer besonderen Ermächtigung durch die Hauptversammlung. 
Da die von der Hauptversammlung am 14. Juli 2015 beschlossene 
Ermächtigung am 13. Juli 2020 ausläuft, soll der Hauptversamm-
lung ein neuer Ermächtigungsbeschluss vorgeschlagen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen:

a)  Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene Aktien bis zu insgesamt 
10  % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden 
Grundkapitals zu erwerben. Dabei dürfen auf die aufgrund dieser 
Ermächtigung erworbenen Aktien zusammen mit anderen Aktien 
der Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits früher erworben 
hat und noch besitzt oder die ihr nach den §§ 71d, 71e Aktienge-
setz zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des 
Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung wird mit Ablauf der 
ordentlichen Hauptversammlung am 14. Juli 2020 wirksam und 
gilt bis zum 13. Juli 2025. 

b)  Der Erwerb kann nach Wahl des Vorstands über die Börse, mittels 
eines öffentlichen Kaufangebots, mittels einer an die Aktionäre 
der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Ab-
gabe von Verkaufsangeboten oder auf andere Weise nach Maß-
gabe von § 53a Aktiengesetz erfolgen. Der Erwerbspreis (ohne 
Erwerbsnebenkosten) darf den Durchschnittskurs der Aktie der 
Gesellschaft vor dem Stichtag um nicht mehr als 10  % über-
schreiten und um nicht mehr als 10 % unterschreiten. Der Durch-
schnittskurs ist der nicht volumengewichtete Durchschnitt der 
Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder 
einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse 
in Frankfurt am Main an den letzten drei Börsenhandelstagen vor 
dem Stichtag. Der Stichtag ist

 (1)  beim Erwerb über die Börse der Tag des Erwerbs oder – falls 
früher – der Eingehung einer Verpflichtung zum Erwerb; 

 (2)  beim Erwerb mittels eines öffentlichen Kaufangebots oder ei-
ner an die Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten der Tag der 
Entscheidung des Vorstands über das öffentliche Kaufangebot 
bzw. die an die Aktionäre der Gesellschaft gerichtete öffentli-
che Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten; 

 (3)  beim Erwerb auf andere Weise nach Maßgabe von § 53a 
Aktien gesetz der Tag der Entscheidung des Vorstands über 
den Erwerb der Aktien. 

Wenn der Erwerbspreis nach Veröffentlichung des Kaufangebots 
bzw. der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten fest-
gelegt oder geändert wird, ist der Stichtag der Tag der Festlegung 
oder Änderung. Das Volumen des Angebots kann begrenzt werden. 
Wenn der Gesamtbetrag der Aktien, für die die Aktionäre ein öf-
fentliches Kaufangebot der Gesellschaft annehmen oder für die die 
Aktionäre ein Verkaufsangebot abgeben, den Gesamtbetrag des 
Erwerbsangebots der Gesellschaft überschreitet, erfolgt die Annah-
me im Verhältnis des Gesamtbetrags des Erwerbsangebots zu den 
insgesamt von den Aktionären angebotenen Aktien. Bei einer öffent-
lichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten findet die 
Annahme nach Quoten nur bei gleichwertigen Angeboten statt. Eine 
bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück zum 
Erwerb angebotener Aktien der Gesellschaft je Aktionär der Gesell-
schaft kann vorgesehen werden.

Die eigenen Aktien können auch mittels eines verbundenen Unter-
nehmens der Gesellschaft oder eines auf dessen Rechnung oder auf 
Rechnung der Gesellschaft handelnden Dritten erworben werden, 
wenn diese die vorstehenden Beschränkungen einhalten. 

c) Der Vorstand wird ermächtigt, die erworbenen eigenen Aktien 
in anderer Weise als durch Veräußerung über die Börse oder durch 
Angebot an alle Aktionäre unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre zu allen gesetzlich zulässigen Zwecken zu verwenden und 
insbesondere

 (1)  mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre im Zusammenhang mit (i) Unterneh-
menszusammenschlüssen, (ii) dem Erwerb von Unternehmen, 
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Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligungen (ein-
schließlich der Aufstockung bestehender Unternehmensbetei-
ligungen) oder von anderen mit einem Akquisitionsvorhaben 
im Zusammenhang stehenden Wirtschaftsgütern oder (iii) 
dem Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände (einschließlich 
Forderungen Dritter gegen die Gesellschaft oder mit ihr ver-
bundene Unternehmen) an Dritte zu veräußern oder

 (2)  mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre auch in anderer Weise als über die 
Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre zu veräußern, 
wenn diese Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräu-
ßert werden, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft 
gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht 
wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung gilt jedoch nur 
mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz veräußerten Aktien 
insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, 
und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Er-
mächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächti-
gung. Auf diese Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals sind 
diejenigen Aktien anzurechnen, die (i) unter Ausnutzung einer 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung geltenden Ermäch-
tigung zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital 
gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden und/oder 
(ii) zur Bedienung von Wandlungs- und/oder Optionsrechten 
oder Wandlungspflichten aus Wandel-, Options- oder Ge-
winnschuldverschreibungen oder Genussrechten ausgegeben 
werden bzw. ausgegeben werden können, sofern die vorge-
nannten Schuldverschreibungen oder Genussrechte während 
der Laufzeit der vorliegenden Ermächtigung zum Erwerb ei-
gener Aktien in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 
3 Satz 4 Aktiengesetz unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre von der Gesellschaft oder eine mit ihr verbundenen 
Unternehmen ausgegeben werden, oder

 (3)  mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre zur Bedienung von Wandlungs- und 
Bezugsrechten aus etwaigen von der Gesellschaft oder einem 
mit ihr verbundenen Unternehmen ausgegebenen zukünftigen  

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht, 
zu deren Ausgabe die Hauptversammlung den Vorstand 
ermächtigt, zu verwenden und die eigenen Aktien auf die 
Wandlungs- und Bezugsberechtigten zu den in den Ermäch-
tigungsbeschlüssen der Hauptversammlung festzusetzenden 
Bedingungen zu übertragen.

Die eigenen Aktien können auch an ein Kreditinstitut oder ein an-
deres die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 Aktiengesetz er-
füllendes Unternehmen übertragen werden, wenn dieses die Aktien 
mit der Verpflichtung übernimmt, sie über die Börse zu verkaufen, 
den Aktionären zum Erwerb anzubieten oder zur Erfüllung eines an 
alle Aktionäre gerichteten Erwerbsangebots bzw. zur Durchführung 
der vorgenannten Zwecke zu verwenden. Die Gesellschaft kann die 
eigenen Aktien zur Durchführung der vorgenannten Zwecke auch 
im Wege eines Wertpapierdarlehens von einem Kreditinstitut oder 
einem anderen die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 Akti-
engesetz erfüllenden Unternehmen erwerben; in diesem Fall hat die 
Gesellschaft sicherzustellen, dass die Aktien zur Rückführung des 
Wertpapierdarlehens unter Beachtung von § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 3 
und 4 Aktiengesetz erworben werden.

d)  Die eigenen Aktien können auch zum Zwecke der Einziehung zu 
Lasten des Bilanzgewinns oder anderer Gewinnrücklagen erwor-
ben werden. Die Einziehung führt zur Kapitalherabsetzung. Der 
Vorstand kann abweichend hiervon bestimmen, dass das Grund-
kapital bei der Einziehung unverändert bleibt und sich stattdes-
sen durch die Einziehung der Anteil der übrigen Aktien am Grund-
kapital gemäß § 8 Abs. 3 Aktiengesetz erhöht; in diesem Fall ist 
der Vorstand ermächtigt, die Zahl der Stückaktien in der Satzung 
anzupassen. Der Vorstand ist auch ermächtigt, die Einziehung 
ohne weiteren Beschluss der Hauptversammlung durchzuführen. 

e)  Alle vorstehenden Ermächtigungen zum Erwerb eigener Aktien 
sowie zu deren Wiederveräußerung bzw. zur Einziehung dieser 
Aktien können auch in Teilen ausgeübt werden. Sie können ein-
mal oder mehrmals ausgeübt werden bis der maximale Umfang 
des Erwerbs eigener Aktien nach lit. a) erreicht ist. 

Der Bericht des Vorstands zu diesem Tagesordnungspunkt ist in Ab-
schnitt III. Berichte an die Hauptversammlung wiedergegeben.
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TOP 9  
Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb  
eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten einschließlich  
der Verwendung unter Ausschluss des Bezugsrechts
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:

In Ergänzung zu der in TOP 8 zu beschließenden Ermächtigung zum Er-
werb eigener Aktien darf der Aktienerwerb außer auf den dort beschrie-
benen Wegen auch unter Einsatz von Derivaten durchgeführt werden. 

a)  Der Vorstand wird ermächtigt, in dem unter TOP 8 beschlosse-
nen Rahmen und unter Beachtung der nachfolgenden Maßgaben 
eigene Aktien auch zu erwerben: (i) in Erfüllung von Optionsrech-
ten, die die Gesellschaft zum Erwerb der eigenen Aktien bei Aus-
übung der Option verpflichten („Put-Optionen“), (ii) in Ausübung 
von Optionsrechten, die der Gesellschaft das Recht vermitteln, 
eigene Aktien bei Ausübung der Option zu erwerben („Call-Opti-
onen“), (iii) infolge von Kaufverträgen, bei denen zwischen dem 
Abschluss des Kaufvertrags über Aktien der Gesellschaft und der 
Erfüllung durch Lieferung von Aktien der Gesellschaft mehr als 
zwei Börsentage liegen („Terminkäufe“) oder (iv) durch Einsatz 
einer Kombination von Put-Optionen, Call-Optionen und/oder 
Terminkäufen (nachfolgend zusammen auch „Derivate“). 

b)   Alle Aktienerwerbe unter Einsatz von Derivaten sind dabei auf 
höchstens 5  % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der 
Hauptversammlung über diese Ermächtigung vorhandenen 
Grundkapitals (dies entspricht zum Zeitpunkt der Einberufung 
dieser Hauptversammlung 4.362.500 Aktien) beschränkt. Die 
Laufzeiten der einzelnen Derivate dürfen nicht mehr als 18 Mo-
nate betragen. Sie müssen spätestens am 13. Juli 2025 enden und 
so gewählt werden, dass der Erwerb der eigenen Aktien in Aus-
übung der Derivate nicht nach dem 13. Juli 2025 erfolgen kann. 

c)   Der bei Ausübung der Derivate für die Aktien zu zahlende Kauf-
preis (Ausübungspreis) bzw. der in Erfüllung von Terminkäufen zu 
zahlende Erwerbspreis (jeweils ohne Erwerbsnebenkosten) darf 
den Durchschnittskurs der Aktie der Gesellschaft vor Abschluss 

des betreffenden Derivategeschäfts um nicht mehr als 10 % über-
schreiten und um nicht mehr als 10 % unterschreiten. Die erhalte-
ne bzw. gezahlte Prämie ist zu berücksichtigen, es sei denn, dass 
sie nicht mehr als 5 % des Ausübungspreises beträgt. Der Durch-
schnittskurs ist der nicht volumengewichtete Durchschnitt der 
Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder 
einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse 
in Frankfurt am Main an den letzten drei Börsenhandelstagen.  
 
Der von der Gesellschaft für Derivate gezahlte Erwerbspreis darf 
nicht wesentlich über und der von der Gesellschaft für Derivate 
vereinnahmte Veräußerungspreis darf nicht wesentlich unter dem 
nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten 
theoretischen Marktwert der jeweiligen Derivate liegen, bei des-
sen Ermittlung unter anderem der vereinbarte Ausübungspreis zu 
berücksichtigen ist. Der von der Gesellschaft bei Terminkäufen 
vereinbarte Terminkurs darf nicht wesentlich über dem nach an-
erkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theore-
tischen Terminkurs liegen, bei dessen Ermittlung unter anderem 
der aktuelle Börsenkurs und die Laufzeit des Terminkaufs zu be-
rücksichtigen sind. 

d)   Werden eigene Aktien unter Einsatz von Derivaten unter Beach-
tung der vorstehenden Regelungen erworben, ist ein Recht der 
Aktionäre, solche Derivategeschäfte mit der Gesellschaft abzu-
schließen, in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 
4 Aktiengesetz ausgeschlossen. Aktionäre haben ein Recht auf 
Andienung ihrer Aktien nur, soweit die Gesellschaft ihnen gegen-
über aus den Derivategeschäften zur Abnahme der Aktien ver-
pflichtet ist. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist 
ausgeschlossen. 

e)   Für die Veräußerung und Einziehung von Aktien, die unter Einsatz 
von Derivaten erworben werden, gelten die unter TOP 8 festge-
setzten Regelungen entsprechend. 

Der Bericht des Vorstands zu diesem Tagesordnungspunkt ist in Ab-
schnitt III. Berichte an die Hauptversammlung wiedergegeben.
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TOP 10   
Beschlussfassung über Änderungen von § 15 der Satzung 
Die Voraussetzungen für den zur Teilnahme an der Hauptversamm-
lung und zur Ausübung des Stimmrechts zu erbringenden Nachweis 
werden durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrech-
terichtlinie vom 12. Dezember 2019 (ARUG II) geändert. Bei Inha-
beraktien börsennotierter Gesellschaften soll nach dem geänder-
ten § 123 Abs. 4 Satz 1 Aktiengesetz zukünftig für die Teilnahme 
an der Hauptversammlung oder die Ausübung des Stimmrechts der 
Nachweis des Letztintermediärs gemäß des neu eingefügten § 67c 
Abs. 3 Aktiengesetz ausreichen. Nach dem bisherigen § 15 Abs. 2 
der Satzung der CropEnergies AG ist der Nachweis der Berechtigung 
zur Teilnahme an der Hauptversammlung durch Vorlage einer in 
Textform und in deutscher oder englischer Sprache erstellten Be-
scheinigung des depotführenden Instituts über den Anteilsbesitz 
zu erbringen. Die zur Beschlussfassung vorgeschlagene Neufassung 
der in § 15 Abs. 2 der Satzung enthaltenen Bestimmung trägt der 
Gesetzesänderung Rechnung. 

Im Übrigen soll die Möglichkeit der Teilnahme an der Hauptver-
sammlung modernisiert und zugleich erleichtert werden. Zu diesem 
Zweck sollen im Anschluss an den unverändert bestehend bleiben-
den Absatz 3 der aktuellen Fassung des § 15 zwei neue Absätze 4 
und 5 aufgenommen werden. 

Die gesetzlichen Änderungen des § 123 Abs. 4 Satz 1 Aktiengesetz 
und der neu vorgesehene § 67c Aktiengesetz finden erst ab dem 
3. September 2020 und erstmals auf Hauptversammlungen Anwen-
dung, die nach dem 3. September 2020 einberufen werden. Um 
ein ab diesem Zeitpunkt mögliches Abweichen der Regelungen zu 
diesem Nachweis für die Teilnahme an der Hauptversammlung der 
Gesellschaft oder der Ausübung des Stimmrechts in Satzung und 
Gesetz zu vermeiden, soll bereits jetzt die Anpassung der Satzung 
beschlossen werden. Der Vorstand soll durch entsprechende An-
meldung zum Handelsregister sicherstellen, dass die unter Tages-
ordnungspunkt 10 zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Satzungs-
änderungen erst ab dem 3. September 2020 wirksam werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:

  § 15 Abs. 2 der Satzung wird geändert und insgesamt wie folgt 
neu gefasst:

   „(2) Zum Nachweis der Berechtigung nach Absatz 1 reicht 
die Vorlage eines Nachweises des Anteilsbesitzes in Textform 
durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 Aktiengesetz 
aus. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor 
der Versammlung zu beziehen.“

 § 15 wird wie folgt durch zwei neue Absätze 4 und 5 ergänzt: 

   „(4) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Aktionäre 
an der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren 
Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämt-
liche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege 
elektronischer Kommunikation ausüben können (Online-Teil-
nahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum 
Umfang und zum Verfahren der Online-Teilnahme zu treffen. 
Eine etwaige Nutzung des Verfahrens gemäß Satz 1 sowie die 
dazu getroffenen Bestimmungen gemäß Satz 2 sind jeweils mit 
der Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu machen.“

   „(5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre 
ihre Stimmen, auch ohne an der Hauptversammlung teilzu-
nehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommu-
nikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch 
ermächtigt, Bestimmungen zum Verfahren der Briefwahl zu 
treffen. Eine etwaige Nutzung des Verfahrens gemäß Satz 1 
sowie die dazu getroffenen Bestimmungen gemäß Satz 2 sind 
jeweils mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt 
zu machen.“

Der Vorstand wird angewiesen, die Satzungsänderungen gemäß 
 Tagesordnungspunkt 10 erst nach dem 3. September 2020 zur Ein-
tragung ins Handelsregister anzumelden. 
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Zu TOP 7: Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung 
gemäß §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz
Unter TOP 7 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversamm-
lung vor, ein genehmigtes Kapital in Höhe von nominal insgesamt 
15.000.000 € zu schaffen. Das sind rund 17,2 % des zum Zeitpunkt 
der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals. 

Durch das zu beschließende Genehmigte Kapital 2020 wird der 
Gesellschaft eine Möglichkeit der Eigenkapitalbeschaffung eröff-
net. Damit wird dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
ermöglicht, schnell und flexibel auf günstige Marktverhältnisse zu 
reagieren und diese optimal zu nutzen. Der Vorstand soll in die Lage 
versetzt werden, genehmigtes Kapital zu allen gesetzlich zulässigen 
Zwecken einzusetzen und hierbei sowohl auf Barkapitalerhöhungen 
als auch auf Sachkapitalerhöhungen zurückgreifen zu können. Um 
Eigenkapital zur Finanzierung auch größerer Vorhaben zur Verfü-
gung zu haben, ist es notwendig, das vorgeschlagene genehmigte 
Kapital zu schaffen. Die Bemessung der Höhe des genehmigten Ka-
pitals soll sicherstellen, auch größere Unternehmensakquisitionen 
gegen Bar- oder Sachleistung finanzieren zu können. Da eine Kapi-
talerhöhung bei einer Akquisition kurzfristig erfolgen muss, kann 
diese in aller Regel nicht von der nur einmal jährlich stattfindenden 
Hauptversammlung unmittelbar beschlossen werden. Vielmehr be-
darf es aus diesem Grund der Schaffung eines genehmigten Kapi-
tals, auf das der Vorstand schnell zurückgreifen kann. 

Im Falle einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen wird der Vor-
stand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen. Hierdurch wird es dem Vor-
stand ermöglicht, ohne Beanspruchung der Kapitalmärkte eigene 
Aktien der Gesellschaft zur Verfügung zu haben, um in geeigneten 
Einzelfällen diese Aktien im Zusammenhang mit Unternehmens-
zusammenschlüssen, dem Erwerb von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen, Unternehmensbeteiligungen oder anderen mit einem 
Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehenden Wirtschafts-
gütern einsetzen zu können. Die Ermächtigung umfasst weiterhin 
einen Bezugsrechtsausschluss bei der Ausgabe von Aktien zum 
Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände (einschließlich Forderun-
gen Dritter gegen die Gesellschaft oder mit ihr verbundene Unter-

nehmen). Die vorgeschlagene Ermächtigung gibt der Gesellschaft 
mithin den notwendigen Spielraum, sich bietende Gelegenheiten 
zu Unternehmenszusammenschlüssen, zum Erwerb von Unterneh-
men oder Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
(einschließlich der Aufstockung bestehender Unternehmensbeteili-
gungen) schnell und flexibel auszunutzen, und setzt sie in die Lage, 
unter Ausnutzung des genehmigten Kapitals in geeigneten Fällen 
auch größere Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen 
daran auch gegen Überlassung von eigenen Aktien erwerben zu 
können. Entsprechendes gilt beim Erwerb anderer mit einem Akqui-
sitionsvorhaben im Zusammenhang stehender Wirtschaftsgüter so-
wie beim Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände (einschließlich 
Forderungen Dritter gegen die Gesellschaft oder mit ihr verbundene 
Unternehmen). Nicht selten ergibt sich auch insoweit aus den Ver-
handlungen die Notwendigkeit, als Gegenleistung nicht Geld, son-
dern Aktien bereitzustellen. Dem trägt die Ermächtigung Rechnung. 

Sofern das Grundkapital gegen Bareinlagen erhöht werden soll, ist 
den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Um die 
Abwicklung zu erleichtern, können die neuen Aktien entsprechend 
der üblichen Praxis auch von einem oder mehreren Kreditinstituten 
(oder gleichgestellten Unternehmen) mit der Verpflichtung über-
nommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. In die-
sem Fall des sogenannten mittelbaren Bezugsrechts im Sinne des 
§ 186 Abs. 5 Aktiengesetz wird das gesetzliche Bezugsrecht nicht 
materiell beschränkt, sondern nur zur Erleichterung der Abwicklung 
statt von der Gesellschaft von dem oder den Kreditinstituten (oder 
gleichgestellten Unternehmen) bedient.

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn 
der Ausgabebetrag den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft 
gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet. Die Ermächtigung 
gilt nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugs-
rechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegebenen Aktien 
insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und 
zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 
noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese 

III. BERICHTE AN DIE HAUPTVERSAMMLUNG
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Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals sind diejenigen Aktien an-
zurechnen, die (i) während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender An-
wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegeben oder 
veräußert werden und/oder (ii) zur Bedienung von Wandlungs- und/
oder Optionsrechten oder Wandlungspflichten aus Wandel-, Op-
tions- oder Gewinnschuldverschreibungen oder Genussrechten 
ausgegeben werden bzw. ausgegeben werden können, sofern die 
vorgenannten Schuldverschreibungen oder Genussrechte während 
der Laufzeit der Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 
186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre von der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen 
Unternehmen ausgegeben werden. 

Die Ermächtigung, das Bezugsrecht in einem Umfang von bis zu 
insgesamt 10 % des Grundkapitals auszuschließen, um die neuen 
Aktien zu einem Ausgabebetrag auszugeben, der den Börsenpreis 
von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung nicht wesentlich 
unterschreitet, setzt den Vorstand in die Lage, Aktien zum Zwecke 
der Platzierung mit börsennahem Ausgabepreis zu emittieren. Da-
mit eröffnet sich die Möglichkeit, bei einer Kapitalerhöhung einen 
höheren Mittelzufluss als bei einer Bezugsrechtsemission zu erzie-
len. Diese Ermächtigung versetzt die Gesellschaft zudem in die Lage, 
Marktchancen schnell und flexibel zu nutzen und einen bestehen-
den Kapitalbedarf ggf. auch sehr kurzfristig zu decken. Dabei wird 
dem Schutzbedürfnis der Aktionäre vor einer Verwässerung ihres 
Anteilsbesitzes Rechnung getragen. 

Der Vorstand wird zudem ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit es 
erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. Optionsrechten 
bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten Wan-
del-, Options- oder Gewinnschuldverschreibungen oder Genussrech-
ten, die von der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Un-
ternehmen ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue auf den 
Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft in dem Umfang zu 
gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wand-
lungsrechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungspflichten zustehen 
würde. Zur leichteren Platzierbarkeit von Schuldverschreibungen 
am Kapitalmarkt sehen die entsprechenden Ausgabebedingungen 

im Regelfall einen Verwässerungsschutz vor. Eine Möglichkeit des 
Verwässerungsschutzes besteht darin, dass die Inhaber von Wan-
del-, Options- oder Gewinnschuldverschreibungen oder Genussrech-
ten bei einer Aktienemission, bei der die Aktionäre ein Bezugsrecht 
haben, ebenfalls ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien erhalten. 
Sie werden damit so gestellt, als ob sie von ihrem Options- und 
Wandlungsrecht bereits Gebrauch gemacht hätten bzw. Wand-
lungspflichten bereits erfüllt worden wären. Da der Verwässerungs-
schutz in diesem Fall nicht durch eine Reduzierung des Options- 
bzw. Wandlungspreises gewährleistet werden muss, lässt sich ein 
höherer Ausgabekurs für die bei Wandlung oder Optionsausübung 
auszugebenden auf den Inhaber lautenden Stückaktien erzielen. 
Dieses Vorgehen ist jedoch nur möglich, wenn das Bezugsrecht der 
Aktionäre insoweit ausgeschlossen wird. Da die Platzierung von 
Schuldverschreibungen und Genussrechten mit Wandlungs- und/
oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten bei Gewährung eines 
entsprechenden Verwässerungsschutzes erleichtert wird, dient der 
Bezugsrechtsausschluss dem Interesse der Aktionäre an einer opti-
malen Finanzstruktur ihrer Gesellschaft. 

Außerhalb der vorgenannten Ermächtigungen zum Bezugsrechts-
ausschluss kann das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats nur für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsver-
hältnisses entstehen und nicht mehr gleichmäßig auf alle Aktionäre 
verteilt werden können, zur Erleichterung der Abwicklung ausge-
schlossen werden. 

Weiterhin wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingun-
gen der Aktienausgabe festzulegen. 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von 
der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung 
dieser Möglichkeit wird dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung 
des Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft 
und damit ihrer Aktionäre liegt. 

Der Vorstand wird über die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2020 jeweils in der nächsten Hauptversammlung berichten.



26  I I  2726  I Einladung und Tagesordnung zur ordentlichen Hauptversammlung
Berichte an die Hauptversammlung

Einladung und Tagesordnung zur ordentlichen Hauptversammlung
Berichte an die Hauptversammlung

Zu TOP 8: Bericht des Vorstands über die Ermächtigung zum 
Erwerb eigener Aktien einschließlich der Verwendung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 
Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz
Die bestehende, bis zum 13. Juli 2020 befristete Ermächtigung zum 
Erwerb eigener Aktien soll durch Beschluss der Hauptversammlung 
erneuert werden, um der Gesellschaft die Möglichkeit zu erhalten, 
über diesen Zeitpunkt hinaus eigene Aktien erwerben zu können. 
Dabei soll die Ermächtigung für die gesetzlich zugelassene Höchst-
dauer von fünf Jahren erteilt werden. Zu TOP 8 wird deshalb vor-
geschlagen, die Gesellschaft zu ermächtigen, bis zum 13. Juli 2025 
eigene Aktien bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
am 14. Juli 2020 bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Dabei 
dürfen auf die aufgrund der Ermächtigung erworbenen Aktien zu-
sammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, welche die Gesell-
schaft bereits früher erworben hat und noch besitzt oder die ihr 
nach den §§ 71d, 71e Aktiengesetz zuzurechnen sind, zu keinem 
Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfallen. 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktiengesetz gestattet es, über den typischen Fall 
des Erwerbs und der Veräußerung über die Börse hinaus auch ande-
re Formen des Erwerbs und der Veräußerung vorzusehen. Von die-
sen Möglichkeiten soll vorliegend Gebrauch gemacht werden.

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die 
Möglichkeit erhalten, eigene Aktien durch ein öffentliches Kauf-
angebot (Tender-Verfahren), im Weg einer an die Aktionäre der 
Gesellschaft gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 
von Verkaufsangeboten oder auf andere Weise unter Wahrung 
des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a Aktiengesetz) zu er-
werben. Der Erwerbspreis (ohne Erwerbsnebenkosten) darf den 
Durchschnittskurs der Aktie der Gesellschaft vor dem Stichtag um 
nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 10 % 
unterschreiten. Der Durchschnittskurs ist der nicht volumenge-
wichtete Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft 
im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 
an der Wertpapierbörse in Frankfurt am Main an den letzten drei 
Börsenhandelstagen vor dem in der vorgeschlagenen Ermächtigung 

definierten Stichtag. Beim Tender-Verfahren und bei einer öffentli-
chen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann jeder 
verkaufswillige Aktionär der Gesellschaft entscheiden, wie viele 
Aktien und – bei Festlegung einer Preisspanne – zu welchem Preis 
er diese anbieten möchte. Übersteigt die zum festgesetzten Preis 
angebotene Menge die von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl an 
Aktien, so muss eine Zuteilung der Annahme der Verkaufsangebote 
erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme 
kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten vorzusehen. Diese 
Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der 
zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und 
damit die technische Abwicklung zu erleichtern. 

Die eigenen Aktien können auch mittels eines verbundenen Unter-
nehmens der Gesellschaft oder eines auf dessen Rechnung oder auf 
Rechnung der Gesellschaft handelnden Dritten erworben werden, 
wenn diese die vorstehenden Beschränkungen einhalten.

Nach den Bestimmungen des § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktiengesetz kann 
die Hauptversammlung die Gesellschaft auch zu einer anderen Form 
der Veräußerung als über die Börse ermächtigen. 

Die Veräußerung nach Erwerb der eigenen Aktien soll in den unter 
lit. c) des Beschlussvorschlags aufgeführten Fällen auch unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre erfolgen können. 

Der Vorstand soll dadurch zum einen in die Lage versetzt werden, 
eigene Aktien zur Verfügung zu haben, um diese – vorbehaltlich der 
Zustimmung des Aufsichtsrats – als Gegenleistung im Zusammen-
hang mit (i) Unternehmenszusammenschlüssen, (ii) dem Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbetei-
ligungen (einschließlich der Aufstockung bestehender Unterneh-
mensbeteiligungen) oder von anderen mit einem Akquisitionsvor-
haben im Zusammenhang stehenden Wirtschaftsgütern oder (iii) 
dem Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände (einschließlich For-
derungen Dritter gegen die Gesellschaft oder mit ihr verbundene 
Unternehmen) gewähren zu können. In derartigen Transaktionen 
wird verschiedentlich diese Form der Gegenleistung verlangt. Die 
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hier vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft daher die 
notwendige Flexibilität geben, um sich bietende Gelegenheiten zu 
Unternehmenszusammenschlüssen, zum Erwerb von Unterneh-
men oder Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
schnell und flexibel ausnutzen zu können. Konkrete Pläne für das 
Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. 

Der Beschlussvorschlag enthält auch die Ermächtigung, die erwor-
benen eigenen Aktien in anderen als den vorgenannten Fällen au-
ßerhalb der Börse unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußern zu 
können. Voraussetzung dafür ist indessen, dass die Aktien gegen 
Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis 
von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der 
Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung 
gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Be-
zugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz veräußerten Ak-
tien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, 
und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung auf 
10 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die (i) unter Aus-
nutzung einer während der Laufzeit dieser Ermächtigung geltenden 
Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapi-
tal gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden und/oder (ii) zur 
Bedienung von Wandlungs-, und/oder Optionsrechten oder Wand-
lungspflichten aus Wandel-, Options- oder Gewinnschuldverschrei-
bungen oder Genussrechten ausgegeben werden bzw. ausgegeben 
werden können, sofern die vorgenannten Schuldverschreibungen 
oder Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben wer-
den.

Diese Ermächtigung verhilft der Gesellschaft zu größerer Flexibilität. 
Sie ermöglicht es insbesondere, auch außerhalb von Unternehmens-
zusammenschlüssen, dem Erwerb von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen Aktien gezielt an 
Kooperationspartner oder Finanzinvestoren auszugeben. Die Inte-

ressen der Aktionäre sind dabei dadurch gewahrt, dass sich der Aus-
gabepreis am Börsenkurs zu orientieren hat. Die Aktionäre haben 
grundsätzlich die Möglichkeit, ihre relative Beteiligung über einen 
Bezug von Aktien über die Börse aufrecht zu erhalten. Konkrete Plä-
ne für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. 
Der Vorstand wird der Hauptversammlung jeweils Bericht über eine 
Ausnutzung dieser Ermächtigung erstatten. 

Schließlich soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
ermächtigt sein, erworbene eigene Aktien unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre zur Bedienung von Wandlungs- und 
Bezugsrechten aus etwaigen zukünftig von der Gesellschaft oder 
einem mit ihr verbundenen Unternehmen ausgegebenen Schuldver-
schreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht, zu deren Ausga-
be die Hauptversammlung den Vorstand zukünftig ermächtigt, zu 
verwenden und eigene Aktien auf die Wandlungs- und Bezugsbe-
rechtigten nach Maßgabe der in den Ermächtigungsbeschlüssen der 
Hauptversammlung festzusetzenden Bedingungen zu übertragen. 
Es kann sinnvoll sein, sich aus Wandel-, Options- oder Gewinn-
schuldverschreibungen oder Genussrechten ergebende Rechte auf 
den Bezug von Aktien ganz oder teilweise durch eigene Aktien zu 
bedienen. Deshalb wird eine entsprechende Verwendung der eige-
nen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts für zukünftige, et-
waige Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht 
vorgesehen. Mit der Übertragung eigener Aktien zur Erfüllung von 
Bezugsrechten aus Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrecht anstelle etwa der Inanspruchnahme eines bedingten 
Kapitals kann insbesondere einem sonst eintretenden Verwässe-
rungseffekt entgegengewirkt werden. Auf Schuldverschreibungen 
mit Wandlungs- oder Optionsrecht, die aufgrund einer künftigen 
Ermächtigung durch die Hauptversammlung ausgegeben werden 
könnten, haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht, soweit 
dieses nicht von der Hauptversammlung nach näherer Maßgabe 
von § 221 Abs. 4 i.V.m. § 186 Aktiengesetz ausgeschlossen wird. 
Bei der Entscheidung darüber, ob eigene Aktien geliefert werden, 
ein bedingtes Kapital oder ein genehmigtes Kapital ausgenutzt wird, 
wird der Vorstand die Interessen der Gesellschaft und der Aktionäre 
jeweils sorgfältig abwägen. 
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Die eigenen Aktien können auch an ein Kreditinstitut oder ein an-
deres die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 Aktiengesetz er-
füllendes Unternehmen übertragen werden, wenn dieses die Aktien 
mit der Verpflichtung übernimmt, sie über die Börse zu verkaufen, 
den Aktionären zum Erwerb anzubieten oder zur Erfüllung eines an 
alle Aktionäre gerichteten Erwerbsangebots bzw. zur Durchführung 
der vorgenannten Zwecke zu verwenden. Die Gesellschaft kann die 
eigenen Aktien zur Durchführung der vorgenannten Zwecke auch 
im Wege eines Wertpapierdarlehens von einem Kreditinstitut oder 
einem anderen die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 Akti-
engesetz erfüllenden Unternehmen erwerben; in diesem Fall hat die 
Gesellschaft sicherzustellen, dass die Aktien zur Rückführung des 
Wertpapierdarlehens unter Beachtung von § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 3 
und 4 Aktiengesetz erworben werden.

Die Gesellschaft soll eigene Aktien auch ohne einen erneuten Be-
schluss der Hauptversammlung einziehen können. Durch diese 
Ermächtigung soll dem Vorstand ein Dispositionsspielraum einge-
räumt werden, um die längerfristigen Ausschüttungsinteressen der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre sachgerecht wahrzunehmen. Nach 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 6 Aktiengesetz kann der Vorstand von der 
Hauptversammlung nicht nur zum Erwerb eigener Aktien, sondern 
auch zu ihrer Einziehung ermächtigt werden. Macht der Vorstand 
von der Einziehungsermächtigung Gebrauch, führt dies zu einer 
entsprechenden Kapitalherabsetzung. Alternativ soll der Vorstand 
auch ermächtigt sein, die Einziehung entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 
3 Aktiengesetz ohne Veränderung des Grundkapitals durchzufüh-
ren. In diesem Fall erhöht sich durch die Einziehung der Anteil der 
übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 Aktiengesetz. Der 
Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die Anzahl der Stück-
aktien, die sich durch die Einziehung verringert, in der Satzung an-
zupassen. Die Einziehung eigener Aktien kann erfahrungsgemäß zu 
einer Verstetigung bzw. Optimierung des Börsenkurses und zu einer 
Stärkung der Stellung der Gesellschaft am Kapitalmarkt führen und 
deshalb im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegen. 
Der Vorstand wird zu gegebener Zeit nach pflichtgemäßem Ermes-
sen entscheiden, ob von der Einziehungsermächtigung Gebrauch 
gemacht werden soll. 

Die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien sowie zu deren Wie-
derveräußerung bzw. zur Einziehung dieser Aktien kann auch in Tei-
len ausgeübt werden. Sie können einmal oder mehrmals ausgeübt 
werden bis der maximale Umfang des Erwerbs eigener Aktien nach 
lit. a) des vorgeschlagenen Beschlusses erreicht ist. 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung Bericht über eine Ausnut-
zung der Ermächtigung erstatten.

Zu TOP 9: Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung 
über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien unter 
Einsatz von Derivaten einschließlich der Verwendung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 
Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz
Neben den in TOP 8 vorgesehenen Möglichkeiten zum Erwerb ei-
gener Aktien soll die Gesellschaft auch ermächtigt werden, eigene 
Aktien unter Einsatz von Put-Optionen, Call-Optionen, Terminkäufen 
oder einer Kombination aus diesen Instrumenten (nachfolgend zu-
sammen auch „Derivate“) zu erwerben. Dies soll der Gesellschaft 
die Gelegenheit geben, einen Rückkauf optimal zu strukturieren und 
eröffnet der Gesellschaft mehr Flexibilität bei der Gestaltung einer 
Rückkaufsstrategie. Diese Möglichkeit ergänzt jedoch nur die unter 
TOP 8 vorgeschlagene Ermächtigung. Eine Ausweitung des Um-
fanges der Rückkaufmöglichkeit insgesamt ist damit folglich nicht 
verbunden. Für die Gesellschaft kann es vorteilhaft sein, Put-Opti-
onen (Verkaufsoptionen) zu veräußern oder Call-Optionen (Kaufop-
tionen) zu erwerben, anstatt unmittelbar Aktien der Gesellschaft zu 
erwerben. Außerdem kann es günstig sein, eigene Aktien im Wege 
von Terminkäufen oder unter Einsatz einer Kombination von Put-Op-
tionen, Call-Optionen und/oder Terminkäufen zu erwerben. Die Ge-
sellschaft kann mit der unter TOP 9 vorgeschlagenen Ermächtigung 
zudem künftige Maßnahmen, die die Ausgabe von Aktien erfordern, 
zuverlässig planen. 

Bei der Begebung von Put-Optionen gewährt die Gesellschaft dem 
Erwerber der Put-Option das Recht, Aktien der Gesellschaft zu einem 
in der Put-Option festgelegten Preis (Ausübungspreis) an die Gesell-
schaft zu veräußern. Als Gegenleistung erhält die Gesellschaft eine 
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Optionsprämie, die unter Berücksichtigung unter anderem des Aus-
übungspreises, der Laufzeit der Option und der Volatilität der Ak-
tien der Gesellschaft dem Wert des Veräußerungsrechts entspricht. 
Wird die Put-Option ausgeübt, vermindert die Optionsprämie, die 
der Erwerber der Put-Optionen gezahlt hat, den von der Gesell-
schaft für den Erwerb der Aktie insgesamt erbrachten Gegenwert. 
Die Ausübung der Put-Option ist für den Optionsinhaber nur dann 
wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der Aktien der Gesellschaft 
zum Zeitpunkt der Ausübung unter dem Ausübungspreis liegt, weil 
er dann die Aktie zu dem höheren Ausübungspreis verkaufen kann. 
Aus Sicht der Gesellschaft bietet der Aktienrückkauf unter Einsatz 
von Put-Optionen den Vorteil, dass der Ausübungspreis bereits bei 
Abschluss des Optionsgeschäfts festgelegt wird, während die Liqui-
dität erst am Ausübungstag abfließt. Darüber hinaus vermindern 
sich die Anschaffungskosten für die Aktien um die vereinnahmte 
Optionsprämie. Übt der Optionsinhaber die Option nicht aus, weil 
der Aktienkurs am Ausübungstag über dem Ausübungspreis liegt, 
kann die Gesellschaft auf diese Weise zwar keine eigenen Aktien 
erwerben, ihr verbleibt jedoch die vereinnahmte Optionsprämie. 

Beim Erwerb einer Call-Option erhält die Gesellschaft gegen Zah-
lung einer Optionsprämie das Recht, eine vorher festgelegte An-
zahl an Aktien der Gesellschaft zu einem vorher festgelegten Preis 
(Ausübungspreis) vom Veräußerer der Option, dem Stillhalter, zu 
kaufen. Die Ausübung der Call-Option ist für die Gesellschaft dann 
wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der Aktien der Gesellschaft 
über dem Ausübungspreis liegt, da sie die Aktien dann zu einem 
niedrigeren Ausübungspreis vom Stillhalter kaufen kann. Auf diese 
Weise sichert sich die Gesellschaft gegen steigende Aktienkurse ab. 
Zusätzlich wird die Liquidität der Gesellschaft geschont, da erst bei 
Ausübung der Call-Option der festgelegte Erwerbspreis für die Ak-
tien gezahlt werden muss. 

Bei einem Terminkauf vereinbart die Gesellschaft mit dem Termin-
verkäufer, die Aktien zu einem bestimmten, in der Zukunft liegenden 
Termin zu erwerben. Der Erwerb erfolgt zu einem bei Abschluss des 
Terminkaufs festgelegten Terminkurs. Bei Erreichen des Termins 
zahlt die Gesellschaft dem Terminverkäufer den Terminkurs, der 
Terminverkäufer liefert im Gegenzug die Aktien.

Die Gesellschaft kann den Einsatz von unterschiedlichen Arten von 
Derivaten kombinieren, ist also nicht darauf beschränkt, nur von ei-
ner der beschriebenen Arten von Derivaten Gebrauch zu machen.

Der Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten soll, wie 
bereits die gesonderte Begrenzung auf 5 % des zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese Ermächtigung 
vorhandenen Grundkapitals verdeutlicht, das Instrumentarium des 
Aktienrückkaufs lediglich ergänzen. Die unter TOP 9 vorgeschlagene 
Ermächtigung führt daher nicht zu einer Ausweitung der in TOP 8 
vorgesehenen Höchstgrenze für den Erwerb eigener Aktien von bis 
zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung be-
stehenden Grundkapitals, sondern eröffnet lediglich innerhalb des 
vorgegebenen Erwerbsrahmens zusätzliche Erwerbsmodalitäten. 
Sowohl die Vorgaben für die Ausgestaltung der Derivate als auch die 
Vorgaben für die zur Belieferung geeigneten Aktien stellen sicher, 
dass auch bei dieser Erwerbsform dem Grundsatz der Gleichbe-
handlung der Aktionäre Rechnung getragen wird. 

Die Ermächtigung wird auf fünf Jahre erteilt. Die Laufzeiten der ein-
zelnen Derivate dürfen jedoch nicht mehr als 18 Monate betragen. 
Damit wird einerseits dem praktischen Bedürfnis Rechnung getra-
gen, die unter TOP 9 zu erteilende Ergänzung der Ermächtigung un-
ter TOP 8 nicht in jeder ordentlichen Hauptversammlung erneut zur 
Beschlussfassung vorlegen zu müssen. Andererseits liegt die maxi-
male Laufzeit der einzelnen Derivate deutlich unter der gesetzlichen 
Höchstdauer für einen Ermächtigungsbeschluss nach § 71 Abs. 1 Nr. 
8 Aktiengesetz. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass Verpflich-
tungen aus den einzelnen Optionsgeschäften zeitlich angemessen 
begrenzt werden. Die Derivate müssen zudem spätestens am 13. 
Juli 2025 enden und so gestaltet werden, dass der Erwerb der ei-
genen Aktien in Ausübung bzw. in Erfüllung der Derivate nicht nach 
dem 13. Juli 2025 erfolgen kann. Dadurch wird sichergestellt, dass 
die Gesellschaft nach Auslaufen der bis zum 13. Juli 2025 gültigen 
Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien keine eigenen Aktien 
mehr aufgrund dieser Ergänzungsermächtigung erwirbt. 
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Weiterhin regelt die Ermächtigung, dass der von der Gesellschaft zu 
zahlende Erwerbspreis für die Aktien der Gesellschaft (jeweils ohne 
Erwerbsnebenkosten) der in dem jeweiligen Derivategeschäft ver-
einbarte Ausübungspreis bzw. Terminkurs ist. Der Ausübungspreis 
bzw. Terminkurs kann höher oder niedriger sein als der Börsenkurs 
der Aktien der Gesellschaft am Tag des Abschlusses des Derivate-
geschäfts, er darf jedoch den Durchschnittskurs vor Abschluss des 
betreffenden Geschäfts um nicht mehr als 10 % überschreiten und 
um nicht mehr als 10 % unterschreiten. Dabei ist die erhaltene bzw. 
gezahlte Prämie zu berücksichtigen, es sei denn, dass sie nicht mehr 
als 5 % des Ausübungspreises beträgt. Darüber hinaus darf der von 
der Gesellschaft für Derivate gezahlte Erwerbspreis nicht wesentlich 
über und darf der von der Gesellschaft für Derivate vereinnahmte 
Veräußerungspreis nicht wesentlich unter dem nach anerkannten 
finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Markt-
wert der jeweiligen Optionen am Abschlusstag liegen, bei dessen 
Ermittlung unter anderem der vereinbarte Ausübungspreis zu be-
rücksichtigen ist. Der Abschlag von dem nach anerkannten finanz-
mathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert 
bei der Veräußerung von Put-Optionen bzw. der Aufschlag beim 
Erwerb von Call-Optionen wird jedoch keinesfalls mehr als 5 % des 
ermittelten theoretischen Marktwerts der Optionen betragen. In 
gleicher Weise darf der von der Gesellschaft bei Terminkäufen ver-
einbarte Terminkurs nicht wesentlich, d.h. nicht mehr als maximal 
5 % über dem nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 
ermittelten theoretischen Terminkurs liegen, bei dessen Ermittlung 
unter anderem der aktuelle Börsenkurs und die Laufzeit des Termin-
kaufs zu berücksichtigen sind. 

Durch die beschriebene Festlegung von Optionsprämie und Aus-
übungspreis sowie durch die Verpflichtung, Optionen nur mit Ak-
tien zu bedienen, die unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrund-
satzes, insbesondere über die Börse, zu dem im Zeitpunkt des 
Erwerbs aktuellen Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft erworben 
wurden, wird ausgeschlossen, dass Aktionäre beim Erwerb eige-
ner Aktien unter Einsatz von Derivaten wirtschaftlich benachteiligt 
werden. Da die Gesellschaft einen fairen Marktpreis vereinnahmt 
bzw. zahlt, erleiden die an den Optionsgeschäften nicht beteiligten 

 Aktionäre keinen wertmäßigen Nachteil. Das entspricht der Stellung 
der Aktionäre beim Aktienrückkauf über die Börse, bei dem nicht 
alle Aktionäre tatsächlich Aktien an die Gesellschaft verkaufen kön-
nen. Sowohl die Vorgaben für die Ausgestaltung der Optionen als 
auch die Vorgaben für die zur Belieferung geeigneten Aktien stellen 
sicher, dass auch bei dieser Erwerbsform dem Grundsatz der Gleich-
behandlung der Aktionäre umfassend Rechnung getragen wird. 
Insofern ist es, auch unter dem § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
zugrundeliegenden Rechtsgedanken, gerechtfertigt, dass den Akti-
onären kein Recht zustehen soll, solche Optionsgeschäfte mit der 
Gesellschaft abzuschließen. Die Gesellschaft wird damit in die Lage 
versetzt, Optionsgeschäfte kurzfristig abzuschließen, und erhält die 
notwendige Flexibilität, auf Marktsituationen schnell reagieren zu 
können. 

Beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten soll den Ak-
tionären ein Recht auf Andienung ihrer Aktien nur zustehen, soweit 
die Gesellschaft ihnen gegenüber aus den Derivaten zur Abnahme 
der Aktien verpflichtet ist. Andernfalls wäre der Einsatz von Deri-
vaten im Rahmen des Rückerwerbs eigener Aktien nicht möglich und 
die damit für die Gesellschaft verbundenen Vorteile nicht erreichbar. 
Der Vorstand hält die Nichtgewährung bzw. Einschränkung des An-
dienungsrechts nach sorgfältiger Abwägung der Interessen der Ak-
tionäre und des Interesses der Gesellschaft auf Grund der Vorteile, 
die sich aus dem Einsatz von Derivaten für die Gesellschaft ergeben, 
für gerechtfertigt. 

Die unter Einsatz von Derivaten erworbenen eigenen Aktien können 
insbesondere zu den von der Hauptversammlung unter TOP 8 lit. 
c) und d) beschlossenen Zwecken verwendet werden. Dabei kann 
das Bezugsrecht unter den dort genannten Voraussetzungen ausge-
schlossen werden. Die Ausführungen in dem Bericht des Vorstands 
an die Hauptversammlung zu TOP 8 gelten entsprechend. 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung Bericht über eine Aus-
nutzung der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien auch über die 
Verwendung von Derivaten erstatten.
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1.  GESAMTZAHL DER AKTIEN UND STIMMRECHTE IM 
 ZEITPUNKT DER EINBERUFUNG

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Ein-
berufung dieser Hauptversammlung 87.250.000 € und ist in 
87.250.000 Stückaktien eingeteilt. Jede Stückaktie gewährt in der 
Hauptversammlung eine Stimme. Die Gesamtzahl der Aktien und 
Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 
beträgt damit jeweils 87.250.000. Zum Zeitpunkt der Einberufung 
der Hauptversammlung hält die Gesellschaft keine eigenen Aktien.

2.  TEILNAHME AN DER VIRTUELLEN HAUPTVERSAMMLUNG 
UND AUSÜBUNG DES STIMMRECHTS

a)  Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Haupt
versammlung und die Ausübung des Stimmrechts 

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Aus-
übung des Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, 
die sich bis spätestens 7. Juli 2020 (24:00 Uhr) unter der Adresse:

CropEnergies AG
c/o Deutsche Bank AG
Securities Production 
General Meetings
Postfach 20 01 07
60605 Frankfurt am Main
Deutschland 
Telefax: +49 (0) 69 1201286045
EMail: wp.hv@dbis.com  

bei der Gesellschaft angemeldet und ihr gegenüber den Nachweis 
des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut erbracht haben, 
dass sie zu Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung, d. h. am 
23. Juni 2020, 0:00 Uhr (Nachweisstichtag – auch Record Date – 
genannt), Aktionär der Gesellschaft waren. Wie die Anmeldung muss 
auch der Nachweis des Anteilsbesitzes der Gesellschaft unter der vor-
genannten Adresse bis spätestens 7. Juli 2020 (24:00 Uhr) zugehen. 
Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes müssen in deutscher 
oder englischer Sprache abgefasst sein. Für den Nachweis genügt die 
Textform.

Nach rechtzeitigem Eingang der Anmeldung und des Nachweises 
des Anteilsbesitzes bei der vorstehend bezeichneten Anmeldestelle 

der CropEnergies AG werden den Aktionären von der Anmeldestelle, 
die als „Anmeldebestätigung“ bezeichneten Zulassungsbestätigun-
gen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung über-
sandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Anmeldebestätigung 
zur virtuellen Hauptversammlung sicherzustellen, bitten wir 
die Aktionäre, möglichst frühzeitig eine Anmeldebestätigung 
zur virtuellen Hauptversammlung bei ihrem depotführenden 
Institut anzufordern. Die erforderliche Anmeldung und die Über-
sendung des Nachweises des maßgeblichen Anteilsbesitzes werden 
in diesen Fällen durch das depotführende Institut vorgenommen. 
Anmeldebestätigungen zur virtuellen Hauptversammlung sind reine 
Organisationsmittel.

Der Nachweisstichtag ist das entscheidende Datum für den Umfang 
und die Ausübung des Teilnahme- und Stimmrechts in der virtuel-
len Hauptversammlung. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die 
Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung 
des Stimmrechts als Aktionär nur, wer einen Nachweis des Anteils-
besitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat. Veränderungen im 
Aktienbestand nach dem Nachweisstichtag haben hierfür keine Be-
deutung. Aktionäre, die ihre Aktien erst nach dem Nachweisstichtag 
erworben haben, können somit weder an der virtuellen Hauptver-
sammlung teilnehmen noch ihr Stimmrecht ausüben, es sei denn, 
sie lassen sich insoweit bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung 
ermächtigen. Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und 
den Nachweis erbracht haben, sind auch dann zur Teilnahme an der 
virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 
berechtigt, wenn sie die Aktien nach dem Nachweisstichtag veräu-
ßern. Der Nachweisstichtag hat keine Auswirkungen auf die Veräu-
ßerbarkeit der Aktien und ist kein relevantes Datum für eine eventu-
elle Dividendenberechtigung.

b)  Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Haupt
versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre und 
ihrer Bevollmächtigten 

Der Vorstand hat vor dem Hintergrund der aktuellen COVID-19-Pan-
demie mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, dass die or-
dentliche Hauptversammlung am 14. Juli 2020 gemäß Artikel 2 § 1 
Abs. 2 i.V.m. Abs. 6 des COVID-19-Gesetzes ohne physische Prä
senz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle 
Hauptversammlung abgehalten wird. 

IV.  WEITERE ANGABEN ZUR EINBERUFUNG 
UND HINWEISE ZUR HAUPTVERSAMMLUNG
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Die Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können demzufolge 
nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie haben  
vielmehr die in Buchstaben aa) bis dd) aufgezeigten Möglichkeiten 
zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung über das  
Aktionärsportal. Das Aktionärsportal erreichen Sie unter: 

www.cropenergies.com  
(Rubrik: Investor Relations/Hauptversammlung) 

mit dem Zugangscode, den Sie mit der Anmeldebestätigung zur 
virtu ellen Hauptversammlung erhalten.

aa) Bild und Tonübertragung im Internet 
Die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre und ihre Bevoll-
mächtigten können die gesamte Hauptversammlung per Bild- und 
Tonübertragung im Internet verfolgen. Bitte benutzen Sie dazu 
im Aktionärsportal (dazu oben unter Buchstabe b)) die Funktion 
„Livestream“. 

Der Bericht des Vorstands steht ab dem Beginn der virtuellen Haupt-
versammlung auch für die interessierte Öffentlichkeit unter: 

www.cropenergies.com  
(Rubrik: Investor Relations/Hauptversammlung) 

zur Verfügung.

bb) Ausübung des Stimmrechts
Die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre und ihre Bevollmäch-
tigten können das Stimmrecht nur durch elektronische Briefwahl 
oder durch Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft ausüben. Zur Ausübung des Stimmrechts, zum Ver-
fahren für die Stimmabgabe und zur Änderung einer Stimmrechts-
ausübung finden Sie unter den Buchstaben c), d) und e) weitere 
Erläuterungen.

cc) Fragemöglichkeit
Die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre und ihre Bevollmäch-
tigten können bis 11. Juli 2020, 24:00 Uhr, Fragen einreichen. 

Dies ist ausschließlich über das Aktionärsportal (dazu oben unter 
Buchstabe b)) möglich. Bitte benutzen Sie dazu im Aktionärsportal 
die Funktion „Frageneinreichung“. Während der Hauptversammlung 
können keine Fragen gestellt werden.

Weitere Erläuterungen zur Fragemöglichkeit finden Sie in Abschnitt 
„3. Rechte der Aktionäre“.

dd)  Widerspruch gegen die Beschlussfassungen der Hauptver
sammlung

Die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre und ihre Bevollmäch-
tigten, die ihr Stimmrecht gemäß Buchstaben bb) ausgeübt haben, 
können während der Hauptversammlung, also längstens bis zum 
Schluss der Hauptversammlung Widerspruch gegen eine oder meh-
rere Beschlussfassungen der Hauptversammlung erheben. Dies ist 
ausschließlich über das Aktionärsportal (dazu oben unter Buchstabe 
a)) möglich. Bitte benutzen Sie dazu im Aktionärsportal die Funktion 
„Widerspruch“. 

Weitere Erläuterungen zur Widerspruchsmöglichkeit finden Sie in 
Abschnitt „3. Rechte der Aktionäre“.

ee) Hinweis
Die Gesellschaft kann keine Gewähr übernehmen, dass die Über-
tragung im Internet technisch ungestört verläuft und bei jedem  
ordnungsgemäß angemeldeten Aktionär bzw. Bevollmächtigten 
ankommt. Wir empfehlen Ihnen daher, frühzeitig von den oben ge-
nannten Teilnahmemöglichkeiten, insbesondere zur Ausübung des 
Stimmrechts, Gebrauch zu machen.

c) Verfahren für die Stimmabgabe durch elektronische  
Briefwahl
Stimmberechtigte Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können das 
Stimmrecht durch elektronische Briefwahl ausüben. Bitte benutzen 
Sie dazu im Aktionärsportal (dazu unter Buchstabe b)) die Funktion  
„per Briefwahl abstimmen.“ Die Möglichkeit zur Ausübung des 
Stimmrechts durch Briefwahl besteht bis zum Beginn der Abstim-
mungen in der Hauptversammlung.
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d) Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte
Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können ihr Stimm-
recht auch über Bevollmächtigte, z. B. einen Intermediär, eine  
Ak tionärsvereinigung oder andere Personen ihrer Wahl, ausüben 
lassen. Dabei ist Folgendes zu beachten: 

Auch im Falle der Bevollmächtigung sind eine fristgemäße Anmel-
dung und der Nachweis des Anteilsbesitzes erforderlich. Bevoll-
mächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesell-
schaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Be-
vollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. 

Bei Bevollmächtigung von Intermediären, Aktionärsvereinigungen, 
Stimmrechtsberatern oder diesen gemäß § 135 Abs. 8 Aktienge-
setz gleichgestellten Personen oder Institutionen sind in der Regel 
Besonderheiten zu beachten, die bei dem jeweils zu Bevollmächti-
genden zu erfragen sind. Wir bitten daher Aktionäre, die Intermedi-
äre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater oder diesen gemäß  
§ 135 Abs. 8 Aktiengesetz gleichgestellten Personen oder Institutionen 
mit der Stimmrechtsausübung bevollmächtigen wollen, sich mit dem 
zu Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht abzustimmen. 

Nachweise über die Bestellung eines Bevollmächtigten können der 
Gesellschaft an die Adresse: 

CropEnergies AG 
c/o Computershare Operations Center
80249 München
Deutschland
Telefax: +49 (0) 89 3090374675 

übermittelt werden.

Für die Vollmachtserteilung kann das Formular verwendet werden, 
das den Aktionären nach der Anmeldung zusammen mit der Anmel-
debestätigung zur virtuellen Hauptversammlung übersandt wird.

Vollmachten, der Widerruf von Vollmachten und der Nachweis der Be-
vollmächtigung können auch elektronisch über das Aktionärsportal  

der Gesellschaft übermittelt werden. Das Aktionärsportal ist für die  
Aktionäre und ihre Bevollmächtigten zugänglich über:

www.cropenergies.com  
(Rubrik: Investor Relations/Hauptversammlung) 

Dort finden Sie auch weiterführende Hinweise zur Nutzung des  
Aktionärsportals. Vollmacht an Dritte kann über das Aktionärsportal 
bis zum Ende der Versammlung erteilt, nachgewiesen, geändert oder 
widerrufen werden. Bitte benutzen Sie hierfür im Aktionärsportal  
(dazu unter Buchstabe b)) die Funktion „Vollmacht an Dritte“.
 
Auch Bevollmächtigte können nicht selbst physisch an der 
Hauptversammlung teilnehmen, sondern sind auf die Teilnahme-
möglichkeiten wie im Abschnitt „Durchführung der Hauptversamm-
lung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten“ (oben unter Buchstabe b)) 
beschrieben, beschränkt. Sie müssen ihre Stimmen entweder per 
elektronischer Briefwahl oder durch Stimmrechtsvollmacht und 
Weisung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft abgeben 
(dazu in den Abschnitten „Verfahren für die Stimmabgabe durch 
elektronische Briefwahl“ oben unter Buchstabe c) sowie „Verfahren 
für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft“ 
nachfolgend unter Buchstabe e)).

e) Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft
Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären und deren Bevollmächtig-
ten die Möglichkeit, von der Gesellschaft benannte, weisungsgebun-
dene Stimmrechtsvertreter zu bevollmächtigen. Die Aktionäre, die 
den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertretern bereits 
vor der Hauptversammlung eine Vollmacht erteilen wollen, können  
hierzu ebenfalls das Formular verwenden, das den Aktionären 
nach der Anmeldung zusammen mit der Anmeldebestätigung zur 
virtuellen Hauptversammlung übersandt wird. Eine Vollmacht zu-
gunsten der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
erfordert, dass diesen ausdrückliche Weisungen zum Gegenstand 
der Beschlussfassung erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter sind 
verpflichtet, nach Maßgabe der ihnen erteilten Weisungen abzu-
stimmen; sie können die Stimmrechte nicht nach eigenem Ermessen 
ausüben. 
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Über die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter kann 
nicht an Abstimmungen über Anträge zum Verfahren in der Haupt-
versammlung, über Gegenanträge oder sonstige Anträge i.S.v. § 126 
Aktiengesetz und Wahlvorschläge i.S.v. § 127 Aktiengesetz teilge-
nommen werden. Die Stimmrechtsvertreter nehmen auch keine  
Aufträge zu Wortmeldungen, zur Einlegung von Widersprüchen  
gegen Hauptversammlungsbeschlüsse oder zum Stellen von Fragen 
oder Anträgen entgegen.

Die Erteilung der Vollmacht an von der Gesellschaft benannte 
Stimmrechtsvertreter sowie deren Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung müssen in Textform übermittelt werden. Die 
notwendigen Unterlagen und Informationen erhalten die Aktionäre 
zusammen mit der Anmeldebestätigung zur virtuellen Hauptver-
sammlung. 

Auch nach Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benann-
ten Stimmrechtsvertreter können angemeldete Aktionäre virtuell an 
der Hauptversammlung teilnehmen (dazu unter Buchstabe b)). 

Vollmachten und Weisungen an Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft senden Sie bitte per Post oder Telefax bis spätestens  
13. Juli 2020 (18:00 Uhr Eingang) an die folgende Adresse: 

CropEnergies AG 
c/o Computershare Operations Center
80249 München
Deutschland
Telefax: +49 (0) 89 3090374675

Vollmachten und Weisungen an Stimmrechtsvertreter können auch 
elektronisch über das Aktionärsportal der Gesellschaft übermittelt 
werden. Das Aktionärsportal ist für die Aktionäre zugänglich über:

www.cropenergies.com  
(Rubrik: Investor Relations/Hauptversammlung) 

Dort finden Sie auch weiterführende Hinweise zur Nutzung des 
Aktionärsportals. Vollmachten und Weisungen an Stimmrechts-
vertreter können über das Aktionärsportal auch noch während der 

Hauptversammlung bis zum Beginn der Abstimmungen erteilt, ge-
ändert oder widerrufen werden. Bitte benutzen Sie dazu während 
der Hauptversammlung die Funktion „Vollmacht mit Weisung an die 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft“ im Aktionärsportal (dazu 
unter Buchstabe b)).

3. RECHTE DER AKTIONÄRE
a. Ergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 Aktiengesetz
Aktionäre, deren Anteile zusammen mindestens 5 % des Grund-
kapitals (dies entspricht 4.362.500 € oder 4.362.500 Aktien) oder 
den anteiligen Betrag von 500.000,00 € des Grundkapitals (dies 
entspricht 500.000 Aktien) erreichen, können verlangen, dass Ge-
genstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht wer-
den. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine 
Beschlussvorlage beiliegen. Das Ergänzungsverlangen ist schrift-
lich an den Vorstand der CropEnergies AG zu richten und muss 
der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung 
zugehen; der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung 
sind nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist also der  
13. Juni 2020, 24:00 Uhr. Später zugegangene Ergänzungsverlan-
gen werden nicht berücksichtigt. Bitte richten Sie entsprechende 
Ergänzungsverlangen an die folgende Adresse:

CropEnergies AG 
Vorstand
Maximilianstraße 10
68165 Mannheim
Deutschland 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 
Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien 
sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über 
das Verlangen halten. § 121 Abs. 7 Aktiengesetz ist für die Berech-
nung der Frist entsprechend anzuwenden. Für den Nachweis reicht 
eine entsprechende Bestätigung des depotführenden Instituts aus.

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden, so-
weit sie nicht bereits mit der Einberufung der Hauptversammlung 
bekannt gemacht wurden, unverzüglich nach Zugang des Verlan-
gens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur 
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Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden 
kann, dass sie die Information in der ganzen Europäischen Union 
verbreiten. Sie werden außerdem unter: 

www.cropenergies.com  
(Rubrik: Investor Relations/Hauptversammlung) 
 
bekannt gemacht. 

b) Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß §§ 126 Abs. 1 
und 127 Aktiengesetz 
Aktionäre der Gesellschaft können Gegenanträge gegen Vorschläge  
von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der  
Tagesordnung sowie Wahlvorschläge zur Wahl von Abschlussprüfern  
oder Aufsichtsratsmitgliedern unterbreiten. Solche Anträge (nebst 
Begründung) und Wahlvorschläge sind ausschließlich an:

CropEnergies AG
Investor Relations
Maximilianstraße 10
68165 Mannheim
Deutschland
oder per Telefax an Nr.: +49 (0) 621 71 41 9003 
oder per EMail an: ir@cropenergies.de

zu richten.

Gegenanträge müssen begründet werden, für Wahlvorschläge gilt 
das nicht. 

Mindestens 14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, d. h. spä
testens am 29. Juni 2020 (24:00 Uhr) unter der vorstehenden  
Adresse zugegangene und ordnungsgemäße Gegenanträge und 
Wahlvorschläge von Aktionären werden unverzüglich auf der Website:

www.cropenergies.com  
(Rubrik: Investor Relations/Hauptversammlung)
 
zugänglich gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung 
werden ebenfalls unter der vorgenannten Adresse zugänglich ge-
macht. 

Von einer Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner Begrün-
dung bzw. eines Wahlvorschlags kann die Gesellschaft absehen, 
wenn einer der Ausschlusstatbestände nach § 126 Abs. 2 Aktien-
gesetz vorliegt, etwa weil der Wahlvorschlag oder Gegenantrag zu 
einem gesetzes- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptver-
sammlung führen würde. Ein Wahlvorschlag muss auch nicht zu-
gänglich gemacht werden, wenn der Vorschlag nicht den Namen, 
den ausgeübten Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen  
Person enthält. Die Begründung eines Gegenantrags braucht nicht 
zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 
Zeichen beträgt. 

Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern müssen zudem 
nicht zugänglich gemacht werden, wenn ihnen keine Angabe zu Mit-
gliedschaften des vorgeschlagenen Kandidaten in anderen gesetz-
lich zu bildenden Aufsichtsräten im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 
Aktiengesetz beigefügt sind. 

Aktionäre werden gebeten, ihre Aktionärseigenschaft bereits im 
Zeitpunkt der Übersendung des Gegenantrags bzw. Wahlvorschlags 
nachzuweisen. 

Mit der Veröffentlichung von Gegenanträgen und/oder Wahlvor-
schlägen entsprechend der vorstehend geschilderten Maßgaben 
kommt die Gesellschaft ihrer gesetzlichen Pflicht nach §§ 126 Abs. 1,  
127 Aktiengesetz nach, da diese Vorschriften vom COVID-19-Gesetz 
unberührt bleiben. Es wird allerdings darauf hingewiesen, dass eine 
Abstimmung über Gegenanträge oder Wahlvorschläge in der virtu-
ellen Hauptversammlung nicht erfolgen wird, da diese in der virtuel-
len Hauptversammlung nicht gestellt werden können.

c) Fragemöglichkeit des Aktionärs 
Gemäß Art. 2 § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des COVID-19-Gesetzes wird 
den Aktionären und ihren Bevollmächtigten eine elektronische Fra-
gemöglichkeit eingeräumt (dazu unter 2. Buchstaben b) cc)). Der 
Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorgegeben, dass 
Fragen von ordnungsgemäß angemeldeten Aktionären oder deren 
Bevollmächtigten bis spätestens zwei Tage vor der Hauptversamm-
lung, also bis 12. Juli 2020, 24:00 Uhr, im Wege der elektronischen 
Kommunikation einzureichen sind (dazu unter 2. Buchstaben b) cc)).
Nach Art. 2 § 1 Abs. 2 Satz 2 des COVID-19-Gesetzes entscheidet der 
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Vorstand nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fragen er 
wie beantwortet. 

Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass wir uns vorbehalten, Fragen 
zusammenzufassen und im Interesse aller Aktionäre Fragen zur Be-
antwortung auszuwählen.

d)  Möglichkeit des Widerspruchs gegen Beschlüsse der 
Hauptversammlung
Gemäß Art. 2 § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 des COVID-19-Gesetzes wird 
den Aktionären und ihren Bevollmächtigten, die ihr Stimmrecht 
im Wege der elektronischen Kommunikation (Briefwahl) oder über 
Vollmachtserteilung ausgeübt haben – unter Verzicht auf das Erfor-
dernis des persönlichen Erscheinens in der Hauptversammlung – die 
Möglichkeit eingeräumt, Widerspruch gegen Beschlüsse der Haupt-
versammlung zu erklären (dazu unter 2. Buchstaben b) dd)).

e) Weitergehende Erläuterungen 
Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre gemäß 
den §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 Aktiengesetz und Art.  2 § 1 
Abs. 2 des COVID-19-Gesetzes finden Sie auf der Website der Ge-
sellschaft unter:

www.cropenergies.com  
(Rubrik: Investor Relations/Hauptversammlung) 

1. HINWEIS AUF DIE WEBSITE DER GESELLSCHAFT

Diese Einladung zur Hauptversammlung, die übrigen der Hauptver-
sammlung zugänglich zu machenden Unterlagen und weitere Infor-
mationen im Zusammenhang mit der Hauptversammlung sind auf 
der Website der Gesellschaft unter: 

www.cropenergies.com  
(Rubrik: Investor Relations/Hauptversammlung) 

zugänglich. Sämtliche der Hauptversammlung gesetzlich zugänglich 
zu machenden Informationen sind auch während der Hauptver-
sammlung dort verfügbar.

2.  INFORMATION ZUM DATENSCHUTZ FÜR AKTIONÄRE  UND 
BEVOLLMÄCHTIGTE

Die CropEnergies AG verarbeitet als verantwortliche Stelle gemäß 
Art. 4 Nr. 7 der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutzgrundver-
ordnung, „DSGVO“) die nachfolgend genannten personenbezogene 
Daten (Name und Vorname, Anschrift, ggf. E-Mail-Adresse, ggf. 
Telefonnummer, Aktienanzahl, Besitzart der Aktien und Zugangs-
details für den Zugang zum Aktionärsportal; ggf. Name, Vorname 
und Anschrift eines vom Aktionär benannten Bevollmächtigten) auf 
Grundlage der geltenden Datenschutzgesetze, insbesondere zu dem 
Zweck, den Aktionären und Bevollmächtigten die Teilnahme an der 
Hauptversammlung und die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der 
Hauptversammlung zu ermöglichen. 

Die gesamte Hauptversammlung (einschließlich Beantwortung 
übermittelter Fragen) wird in Bild und Ton in Echtzeit über das  
Aktionärsportal der Gesellschaft im Internet übertragen (Funktion 
„Livestream“). Dieses Aktionärsportal ist ausschließlich für ord-
nungsgemäß angemeldete Aktionäre und Bevollmächtigte zugäng-
lich, die über die entsprechende Anmeldebestätigung verfügen. 
Auch für in die Organisation der Hauptversammlung eingebundene 
Mitarbeiter, ggf. für Organmitglieder, die an der Hauptversammlung 
nicht physisch teilnehmen werden, für Gäste sowie für etwaige zur 
Durchführung der Hauptversammlung eingesetzte Dienstleister 
der CropEnergies AG wird die Bild- und Tonübertragung über einen  
separaten, gesicherten Kanal verfügbar sein. Weitere Einzelheiten 
zur Durchführung der Hauptversammlung können Sie dem obigen 

V.  WEITERE INFORMATIONEN UND UNTER-
LAGEN ZUR HAUPTVERSAMMLUNG



48  I I  4948  I Einladung und Tagesordnung zur ordentlichen Hauptversammlung
 Weitere Informationen und Unterlagen zur Hauptversammlung

Einladung und Tagesordnung zur ordentlichen Hauptversammlung
Weitere Informationen und Unterlagen zur Hauptversammlung

Abschnitt IV. WEITERE ANGABEN ZUR EINBERUFUNG UND HINWEISE  
ZUR HAUPTVERSAMMLUNG entnehmen. Das Aktionärsportal ist auf 
der Website der Gesellschaft unter: 

www.cropenergies.com  
(Rubrik: Investor Relations/Hauptversammlung)

zugänglich.

Bitte beachten Sie ergänzend zu diesen Datenschutzhinweisen die 
Datenschutzhinweise, die unter dieser Internetadresse vom Betrei-
ber der Internetseite hinterlegt sind.

Im Einzelnen:

Die Verarbeitung der oben genannten personenbezogenen Daten ist für 
die Vorbereitung, Durchführung und die Teilnahme der Aktionäre und 
Bevollmächtigten an der Hauptversammlung sowie für die Ausübung 
von deren Rechte im Rahmen der Hauptversammlung und zur Erfül-
lung aktienrechtlicher Vorgaben (z. B. für die Erstellung eines Teilneh-
merverzeichnisses) zwingend erforderlich; Rechtsgrund lagen für die-
se Verarbeitung sind das Aktiengesetz und die relevanten Vorschriften 
des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im 
Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht, jeweils in Verbindung mit 
Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c) DSGVO. Ferner verarbeiten wir diese perso-
nenbezogene Daten gegebenenfalls auch zur Erfüllung weiterer gesetz-
licher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben sowie 
wertpapier-, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten; 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung sind die jeweiligen gesetzlichen 
Regelungen in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c) DSGVO. Ferner 
verarbeiten wir personenbezogene Daten zur Wahrung berechtigter 
Interessen, wie die rechtskonforme Vorbereitung und Durchführung 
der Hauptversammlung. Rechtsgrundlage hierfür ist Art. 6 Abs. 1 Satz 
1 lit. f) DSGVO. Werden uns personenbezogene Daten in Zusammen-
hang mit einer Anfrage übermittelt, ist Rechtsgrundlage für die Ver - 
arbeitung Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a) DSVGO zum Zwecke der Beant-
wortung. 

Aktionäre können nach der virtuellen Hauptversammlung die zu al-
len Teilnehmern der Hauptversammlung erfassten Daten nach § 129 
Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz einsehen.

Sofern wir die oben genannten personenbezogenen Daten nicht  

direkt vom betroffenen Aktionär erhalten, werden uns diese von Fi-
nanz- oder Kreditinstituten zur Verfügung gestellt.

Die Dienstleister der CropEnergies AG, welche zum Zwecke der Aus-
richtung der Hauptversammlung beauftragt werden, erhalten von 
der CropEnergies AG nur solche personenbezogenen Daten, welche 
für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich sind 
und verarbeiten die personenbezogenen Daten ausschließlich nach 
Weisung der CropEnergies AG. Jede/r unserer Mitarbeiter/Innen und 
alle Mitarbeiter/Innen von Dienstleistern, die Zugriff auf die oben 
genannten personenbezogenen Daten haben und/oder diese verar-
beiten, sind verpflichtet, diese Daten vertraulich zu behandeln.

Die CropEnergies AG kann unter Umständen verpflichtet sein, per-
sonenbezogene Daten an weitere Empfänger zu übermitteln, die die 
personenbezogenen Daten in eigener Verantwortung verarbeiten 
(Art. 4 Nr. 7 DSGVO), insbesondere an öffentliche Stellen wie etwa 
die zuständige Aufsichtsbehörde.

Die personenbezogenen Daten werden im Rahmen der gesetzlichen 
Pflichten gespeichert und anschließend gelöscht, soweit nicht ein 
berechtigtes Interesse der CropEnergies AG eine längere Speiche-
rung rechtfertigt (etwa im Falle drohender oder tatsächlicher ge-
richtlicher oder außergerichtlicher Streitigkeiten in Zusammenhang 
mit der Hauptversammlung).

Aktionäre bzw. Bevollmächtigte haben in Bezug auf die Verarbeitung 
personenbezogener Daten unter den gesetzlichen Voraussetzungen 
ein jederzeitiges Auskunfts-, Berichtigungs-, Einschränkungs-, Wi-
derspruchs- und Löschungsrecht bezüglich der Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten, sowie ein Recht auf Datenübertragung 
gemäß den Artikeln 15 bis 22 der DSGVO.

Diese Rechte können gegenüber der CropEnergies AG unentgeltlich 
über die E-Mail-Adresse datenschutz@cropenergies.de oder über 
die folgenden Kontaktdaten unserer betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten geltend gemacht werden:

CropEnergies AG 
Datenschutzbeauftragte
Maximilianstraße 10 
68165 Mannheim
Deutschland 
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Zudem steht den Aktionären bzw. Bevollmächtigten ein Beschwerde-
recht bei den Datenschutz-Aufsichtsbehörden nach Art. 77 DSGVO zu.

Ausführlichere Datenschutzhinweise sind auf der Website der Ge-
sellschaft unter:

www.cropenergies.com  
(Rubrik: Investor Relations/Hauptversammlung)

verfügbar.

3. ABSTIMMUNGSERGEBNISSE

Die vom Versammlungsleiter festgestellten Abstimmungsergeb-
nisse werden auf der Website der Gesellschaft unter: 

www.cropenergies.com  
(Rubrik: Investor Relations/Hauptversammlung) 

veröffentlicht.

4. VERÖFFENTLICHUNG DER EINLADUNG

Die Einladung zur Hauptversammlung ist im Bundesanzeiger vom  
22. Mai 2020 veröffentlicht und wurde solchen Medien zur Veröffent-
lichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass 
sie die Information in der ganzen Europäischen Union verbreiten.

Mannheim, im Mai 2020
CropEnergies AG
Der Vorstand

Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

während noch niemand die Auswirkungen der im Frühjahr 2020  
aufgeflammten weltweiten Corona-Pandemie zu ermessen vermag 
und Vorstand und Mitarbeiter gemeinsam alles unternehmen, um 
CropEnergies sicher durch diese herausfordernde Zeit zu steuern, 
wird uns das Jahr 2019 aus anderer Perspektive in Erinnerung blei-
ben; als das Jahr, in dem junge Menschen erstmals regelmäßig und 
in großer Zahl auf der Straße ihre Besorgnis über den Klimawandel 
zum Ausdruck gebracht haben. 2019 sah die Handelnden in der Poli-
tik vor die Herausforderung gestellt, nicht nur Ziele zum Klimaschutz 
zu formulieren, sondern nach zusätzlichen Möglichkeiten zu suchen, 
dem weiter wachsenden Treibhausgasausstoß Einhalt zu gebieten. 
So hat der deutsche Gesetzgeber 2019 ein Klimaschutzgesetz verab-
schiedet und die neue EU-Kommission hat ihre Gedanken zu einem 
„Green Deal“ konkretisiert. 

Rückblickend auf 14 Jahre CropEnergies hat sich damit der Fokus 
verschoben: Treiber für erneuerbare Kraftstoffe ist nun weniger  
die absehbare Endlichkeit fossiler Energiereserven, sondern viel-
mehr die Qualität der Erneuerbaren, Treibhausgasemissionen  
einzusparen. Unser Ethanol beispielsweise ist ein Kraftstoff, der in 
der ökologischen Gesamtrechnung durchschnittlich 70 % dieser 
Treibhausgase einspart und darüber hinaus durch einen hohen Sauer - 
stoffgehalt für eine effizientere und sauberere Verbrennung sorgt. 
Es ist gut zu sehen, dass immer mehr Staaten auch in Europa  
dafür sorgen, dass CO2-ärmere Kraftstoffe wie E10 an die Tank-
stellen kommen. Nur so kann die bestehende Fahrzeugflotte klima-
freundlicher betrieben werden.

2019 hat CropEnergies vor dem Hintergrund einer steigenden 
Nachfrage nach Ethanol aus nachwachsenden Rohstoffen und des 
höheren Preisniveaus ein Rekordergebnis erzielt. Im März 2019 
konnten wir unser britisches Werk wieder anfahren und insgesamt 
die Produktionsauslastung steigern. Das operative Ergebnis verdrei-
fachte sich auf 104 Mio. €. Wir wollen dies zum Anlass nehmen, die 
Dividende auf 30 Euro-Cent je Aktie nach zuvor 15 Euro-Cent je Aktie 
anzuheben.

Wenngleich das Coronavirus in diesem Frühjahr 2020 weltweit 
das beherrschende Thema aller Lebensbereiche ist, so ist doch 

BRIEF AN DIE AKTIONÄRE
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mittelfristig zu wünschen, dass die Umweltpolitik zu rasch wir-
kenden und auch umsetzbaren Ergebnissen kommt. CropEnergies  
wird mit dem Erreichten nicht stehen bleiben. An allen un-
seren Standorten wollen wir in den kommenden Jahren durch  
weitere Investitionen die Treibhausgasemissionen weiter re-
duzieren. Wir arbeiten intensiv an reststoffbasiertem Ethanol 
und an verschiedensten Anwendungen einschließlich tech-
nischem Alkohol für Desinfektionsmittel und Biochemikalien.  
Darüber hinaus wollen wir die integrierte Produktion von protein-
reichen Lebens- und Futtermitteln sowie die Verflüssigung von 
hochreinem, aus der Fermentation stammendem Kohlendioxid 
weiter ausbauen. Dafür haben wir finanziell und personell die  
Weichen gestellt. Hierfür und für das besondere Engagement und 
den Einsatz danken wir allen unseren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern herzlich.

Ihnen, liebe Aktionärinnen und Aktionäre, danken wir für Ihr Ver-
trauen in eine klima- und umweltgerechtere Mobilität. 

Mit freundlichen Grüßen

Joachim Lutz Dr. Fritz Georg von Graevenitz Dr. Stephan Meeder

Chief Executive  Chief Sales   Chief Financial 
Officer (CEO) Officer (CSO) Officer (CFO)
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KONZERNZAHLENÜBERSICHT

IFRS/IAS 2019/20 2018/19 2017/18 2016/17 2015/16

Ergebnis

Umsatz Tsd. € 899.175 778.612 881.963 801.736 722.602

EBITDA Tsd. € 146.139 72.051 110.821 134.759 121.544

 in Prozent des Umsatzes  % 16,3 9,3 12,6 16,8 16,8

Operatives Ergebnis Tsd. € 103.893 32.783 71.660 97.562 86.695

 in Prozent des Umsatzes  % 11,6 4,2 8,1 12,2 12,0

Ergebnis der Betriebstätigkeit Tsd. € 104.090 43.087 70.769 93.871 68.680

Jahresüberschuss Tsd. € 74.551 21.263 50.809 68.779 42.647

 in Prozent des Umsatzes  % 8,3 2,7 5,8 8,6 5,9

Cashflow und Investitionen

Cashflow Tsd. € 120.196 59.094 89.609 107.168 87.265

 in Prozent des Umsatzes  % 13,4 7,6 10,2 13,4 12,1

Investitionen in Sachanlagen* Tsd. € 29.884 13.222 19.502 16.055 16.831

Bilanz

Bilanzsumme Tsd. € 669.628 585.748 592.293 597.920 591.476

Nettofinanzguthaben (+) / -schulden (-) Tsd. € 107.309 36.813 36.874 -9.285 -65.678

Eigenkapital Tsd. € 502.881 448.711 445.678 425.777 367.215

 in Prozent der Bilanzsumme  % 75,1 76,6 75,2 71,2 62,1

Wertentwicklung

Sachanlagen* Tsd. € 371.521 371.369 396.301 419.135 447.176

Goodwill Tsd. € 6.095 6.095 6.095 5.595 5.595

Working Capital Tsd. € 78.491 84.877 55.434 59.567 43.142

Capital Employed Tsd. € 456.107 462.341 457.830 484.297 495.913

ROCE % 22,8 7,1 15,7 20,1 17,5

Aktie

Marktkapitalisierung Mio. € 812 462 545 723 332

Gesamtzahl Aktien per 29./28. Februar Mio. 87,25 87,25 87,25 87,25 87,25

Schlusskurs per 29./28. Februar € 9,31 5,29 6,25 8,28 3,80

Ergebnis je Aktie € 0,85 0,24 0,58 0,79 0,49

Dividende je 1-Euro-Aktie € 0,30** 0,15 0,25 0,30 0,15

Dividendenrendite per 29./28. Februar % 3,2 2,8 4,0 3,6 3,9

Herstellung

Ethanolherstellung 1.000 m³ 1.002 967 1.149 1.030 837

Mitarbeiter

Anzahl der Mitarbeiter (Vollzeitäquivalente) 450 433 414 412 416

  * einschließlich immaterieller Vermögenswerte

** Vorschlag



Finanzkalender

Mitteilung 1. Quartal 2020/21 8. Juli 2020

Hauptversammlung 2020 14. Juli 2020

Bericht 1. Halbjahr 2020/21 7. Oktober 2020

Mitteilung 1. – 3. Quartal 2020/21 13. Januar 2021

Bilanzpresse- und Analystenkonferenz  
Geschäftsjahr 2020/21 19. Mai 2021

Kontakt

CropEnergies AG 

Maximilianstraße 10 

68165 Mannheim

Investor Relations 

Heike Baumbach 

Tel.: +49 (621) 714190-30 

Fax: +49 (621) 714190-03 

ir@cropenergies.de

Öffentlichkeitsarbeit / Marketing 

Nadine Dejung-Custance  

Tel.: +49 (621) 714190-65 

Fax: +49 (621) 714190-05 

presse@cropenergies.de

www.cropenergies.com

Handelsregister Mannheim: HRB 700509

Den vollständigen Geschäftsbericht 2019/20 senden wir Ihnen gerne zu.


